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Pressemitteilung 
 

Haushalt 2026: Mehrheit erhöht Grundsteuer B – Prüfauftrag zur Grundsteuer C 
bleibt folgenlos 

Die Stadtverordnetenversammlung Groß-Umstadt hat den Haushalt 2026 
mehrheitlich mit den Stimmen von CDU, BVG und Grünen beschlossen. 

Kernpunkt des Beschlusses ist die Erhöhung der Grundsteuer B um 75 
Hebesatzpunkte. Die Grundsteuer A wurde nicht angehoben. Eine Einführung der 
Grundsteuer C ist nicht erfolgt. 

Die Grundsteuer B betrifft das Grundvermögen und ist über die Nebenkosten 
umlagefähig. Damit wirkt sich die Entscheidung nicht nur auf Eigentümerinnen und 
Eigentümer, sondern auch auf Mieterinnen und Mieter aus. 

Bereits 2023 hatte der Haupt- und Finanzausschuss einstimmig beschlossen, die 
Einführung einer Grundsteuer C zu prüfen. Ziel war es, Bodenspekulation 
einzudämmen, die Innenentwicklung zu stärken und zusätzlichen Wohnungsbau zu 
fördern. Zwei Jahre später findet sich in der Haushaltsplanung 2026 weder ein 
entsprechender Hebesatz noch ein Einnahmeansatz. 

„Mit dem Haushaltsbeschluss werden klare finanzpolitische Prioritäten gesetzt“, 
erklärt Heiko Doerschel, Sprecher der Linken in Groß-Umstadt. „Mit der Erhöhung 
der Grundsteuer B wird eine Entscheidung getroffen, deren Belastungswirkung auch 
Mieterinnen und Mieter trifft. Gleichzeitig bleibt ein Instrument zur Aktivierung von 
Bauland und gegen Spekulation ungenutzt. So wird kein zusätzlicher Impuls zur 
Stärkung des bezahlbaren Wohnens in Groß-Umstadt gesetzt – obwohl sich alle 
Parteien im Wahlkampf die Förderung des bezahlbaren Wohnens auf die Fahnen 
geschrieben haben.“ 

Haushaltspolitik ist keine technische Frage. Sie entscheidet darüber, wie 
Belastungen verteilt werden und welche steuerlichen Instrumente eingesetzt werden. 
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